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Drucksache 1583 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Februar 1960 

6 — 68460 — 2305/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Im Anschluß an den Bericht der Bundesregierung über den 
Stand der Freihandelszonenverhandlungen vom 26. März 1959 
— Drucksache 958 — übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 1 des 
Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. 
II S. 753) folgende Dokumente in deutscher Übersetzung mit 
der Bitte um Kenntnisnahme: 

1. Zweite Denkschrift der Kommission der EWG zur Prüfung 
der Fragen betreffend eine Europäische Wirtschaftsasso- 
ziation — Dokument I/KOM(59) 123 rev. — vom 22. Sep- 
tember 1959 

2. Beschlüsse des Ministerrates der EWG vom 23. und 24. No- 
vember 1959 — Dokument 429/59 (final) — vom 7. Dezem- 
ber 1959 

3. Entschließung der Vertreter der Regierungen Österreichs, 
Dänemarks, Norwegens, Portugals, des Vereinigten König- 
reichs, Schwedens und der Schweiz vom 20. November 1959 

4. Empfehlung 210 des Europarates betreffend die Europäische 
Wirtschaftsassoziation vom 17. September 1959 

5. Beschluß (59)31 des Ministerausschusses des Europarates 
vom 14. Dezember 1959 zur Empfehlung 210 der Beratenden 
Versammlung des Europarates 

6. Erklärung der vier Staats- und Regierungschefs auf der 
Pariser Gipfelkonferenz vom 20. Dezember 1959 über ver- 
stärkte wirtschaftliche Zusammenarbeit 


Druck: Bonner Universitäts- Buchdrucker ei, Bonn 
Alleinvertriieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goetheatraße 54, Telefon 35 51 
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7. Entschließungen der Konferenz der 20 Regierungen 
(18 OEEC-Mitgliedstaaten sowie USA und Kanada) vom 
14. Januar 1960 

a) über die Untersuchung der Reorganisation der OEEC 

b) über Entwicklungshilfe 

c) über gewisse Handelsfragen. 

Die Bundesregierung wird anläßlich der Beantwortung der 
Großen Anfragen der Fraktion der FDP — Drucksache 1305 — 
und der Fraktion der SPD — Drucksache 1464 (neu) — nähere 
Erläuterungen zu den beigefügten Anlagen geben. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 
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Anlage 1 


EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
KOMMISSION 


I/KOM(59) 123 rev. 

Brüssel, den 22. September 1959 


Denkschrift der Kommission für den Sonder- 
ausschuß zur Prüfung der Fragen betreffend 
eine Europäische Wirtschaftsassoziation 


Seit der Vorlage des ersten Memorandums der 
Kommission und dem Beginn der Arbeiten des 
Sonderausschusses, der den Auftrag hat, die Pro- 
bleme einer Europäischen Wirtschaftsassoziation zu 
prüfen, ist es trotz angestrengter Bemühungen bis- 
her nicht gelungen, innerhalb der Gemeinschaft 
eine einheitliche Auffasung über die Lösung dieser 
Frage zu erarbeiten. Die dadurch verursachte Lage 
ist — zum mindestens psychologisrh — unbefrie- 
digend. 

Die interessierten Kreise der Wirtschaft und des 
Handels sind durch das Ausbleiben einer Antwort 
auf die Frage, wie sich das Verhältnis der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zu ihren euro- 
päischen Nachbarn gestalten wird, unsicher gemacht. 
Die Vertreter verschiedener Lösungsideen stehen 
sich uneins gegenüber. Die Auseinandersetzung in 
der Öffentlichkeit vermehrt die Unruhe. Disharmo- 
nien, wenn nicht Spannungen, zu der Gemeinschaft 
und ihren europäischen Handelspartnern, ja auch 
innerhalb der Gemeinschaft, sind die Folge. 

Die Kommission hat sich gefragt, ob in dieser 
Lage die Methoden, das Problem anzugehen, nicht 
geändert oder wenigstens ergänzt werden müssen. 
Sie fühlt sich durch die Erfahrung der letzten Mo- 
nate in ihrer Auffassung bestärkt, daß die Assozia- 
tionsfrage nur gefördert werden kann, wenn man 
sie als Stück einer progressiven Wirtschaftspolitik 
der Gemeinschaft gegenüber der Außenwelt be- 
greift. Das heißt, daß es im Laufe der Zeit schritt- 
weise gelöst werden muß und daß man sich nicht 
auf die Bemühungen beschränken darf, das Problem 
mit einem Schlag zu lösen — total und perfekt — . 
Bei einer solchen Methode würde man es riskieren, 
zu Enttäuschungen ähnlicher Art zu gelangen wie 
im Dezember 1958, und während man auf die Ge- 
legenheit wartet, die „vollkommene", die „end- 
gültige" Lösung herbeizuführen, verhärten sich die 
Fronten, mit all den psychologischen und politi- 
schen Nachteilen, die das hat. Man muß sich dar- 
über klar sein, daß es nicht nur eine richtige Form 
der „Assoziation" gibt, und die Gefahr der Dogma- 
tisierung und des Perfektionismus vermeiden. 

Die Kommission möchte deshalb, um aus dem ge- 
genwärtigen Stillstand herauszukommen,, eine prag- 
matische Methode empfehlen. Anstatt sich der Alter- 
native „Alles oder nichts" zu unterwerfen, hält sie es 


für richtig, den Versuch zu unternehmen, die sechs 
Regierungen auf ein Programm zusammenzuführen, 
das zwar nicht die Wünsche einer jeden von ihnen 
erfüllt, aber dafür auch von keiner von ihnen ver- 
langt, grundsätzliche Auffassungen preiszugeben, 
die sie nicht — oder zur Zeit nicht — aufgeben wol- 
len. Ein solches realistisches, den Umständen der 
gegenwärtigen Lage angepaßtes Programm müßte 
folgende Bedingungen erfüllen: 

1. Es müßte eine wesentliche Verbesserung der 
Lage derjenigen Interessenten innerhalb und 
außerhalb der Gemeinschaft bringen, die sich 
ohne ein solches Programm in ihren Handelsinter- 
essen beeinträchtigt fühlen würden; 

2. es müßte berücksichtigen, daß die europäischen 
Probleme nicht in abstracto gelöst werden kön- 
nen, sondern nur, indem man sich die Beziehun- 
gen Europas zu den anderen Teilen der Welt 
ständig vor Augen hält und ihnen gebührend 
Rechnung trägt. Dies bedeutet insbesondere, 

a) daß man mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika Fühlung hält und die Auswirkungen 
unserer Politik auf ihre Lage nicht aus den 
Augen verliert. Sie haben nicht nur durch 
umfangreiche finanzielle Hilfe den Wieder- 
aufbau Europas ermöglicht, sondern auch 
jahrelang mit Rücksicht auf die Zahlungs- 
bilanzlage Europas eine erhebliche Diskrimi- 
nierung ihres Handels geduldet, während 
heute ihre Zahlungsbilanz sich grundlegend 
geändert hat; 

b) daß die hochentwickelten Industrieländer 
Europas nichts tun, was den Anschein man- 
gelnder Solidarität mit den weniger entwik- 
kelten Ländern erwecken könnte, zumal der 
Abstand von diesen sich ständig vergrößert. 

3. Es müßte das Gefühl der Solidarität zwischen der 
Gemeinschaft und allen, die durch ihre äußere 
Wirtschaftspolitik berührt werden, auch durch 
organisatorische Maßnahmen und durch gemein- 
sames Vorgehen in Grundfragen der Wirtschafts- 
politik fördern; 

4. es müßten Bedingungen hergestellt werden, die 
ein immer weiteres Fortschreiten auf dem Wege 
der Verbesserung der Handelsbeziehungen der 
Gemeinschaft mit den anderen (insbesondere 
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europäischen) Ländern begünstigen; es muß ein 
„Gefälle" in dieser Richtung geschaffen werden. 
Dazu gehört es, die Schwierigkeit zu überwin- 
den, die sich aus der Jugend der Gemeinschaft, 
aus ihrem relativen Mangel an Reife, an voller 
Entwicklung und Konsolidierung ergibt. Denn je 
stärker und gesicherter die Gemeinschaft, um so 
liberaler wird ihre Handelspolitik und ihr Ver- 
mögen sein, mit den anderen europäischen Län- 
dern zusammenzuarbeiten. 

Dies sind die Motive, von denen die folgenden 
Anregungen bestimmt sind. Sie sollen den guten 
Willen der Gemeinschaft dokumentieren. Sie sind 
weder vollständig noch das letzte Wort. Die Kom- 
mission glaubt jedoch, daß, wenn sie zum Ausgangs- 
punkt weiterer Arbeit gemacht werden, es gelingen 
sollte, die eingetretene Erstarrung zu lösen, das Ge- 
spräch wieder in Gang zu bringen und damit eine 
neue gemeinsame Bemühung der Kräfte innerhalb 
und außerhalb der Gemeinschaft hervorzurufen. In 
Bezug auf noch weitere Fortschritte in der Asso- 
ziationsfrage greifen diese Anregungen keiner wie 
auch immer gearteten späteren Lösung vor; die Tür 
dafür bleibt offen. 


I. Kontingentsmaßnahmen 

Die Gemeinschaft sollte im Einklang mit den Vor- 
schlägen, die die Kommission in ihrem ersten 
Memorandum gemacht hat, und unter Berücksichti- 
gung der inzwischen eingetretenen wirtschaftlichen 
und rechtlichen Änderungen in den internationalen 
Handelsbeziehungen vorschlagen, schrittweise einen 
vollständigen Abbau der mengenmäßigen Beschrän- 
kungen für Industrieerzeugnisse gegenüber der ge- 
samten Welt vorzunehmen. 

Sie sollte sich bereit erklären, am 31. Dezember 
1959 die schon am 3. Dezember 1958 beschlossenen 
Aufstockungsmaßnahmen unter denselben Bedin- 
gungen der Gegenseitigkeit zu wiederholen, und 
sich dabei bemühen, die Unterschiede in der Be- 
handlung Europas und der übrigen Welt auf diesem 
Gebiet nicht nur nicht zu erhöhen, sondern viel- 
mehr zu verringern. 

Sie sollte sich insbesondere bereit erklären, die 
dritten Länder in nennenswertem Umfang an einer 
Erweiterung der geringen und der Nullkontingente 
teilnehmen zu lassen. 

Sie sollte bereit sein, sich an allen Untersuchun- 
gen zu beteiligen, bei denen in genauer und re- 
striktiver Form diejenigen Ausnahmefälle festge- 
legt werden sollen, in denen mengenmäßige Be- 
schränkungen wirtschaftlich auch weiterhin zu recht- 
fertigen sind. 


II. Zolltarifmaßnahmen 

a) Direktmaßnahme 

Angesichts dessen, daß die nächste Zolltarif- 
ermäßigung innerhalb der Gemeinschaft am 1. Juli 
1960 stattfindet und daß die Ergebnisse der multi- 
lateralen GATT-Verhandlungen zu diesem Zeitpunkt 


noch nicht bekannt sein werden, sollte sich die Ge- 
meinschaft bereit erklären, die zu diesem Zeitpunkt 
erfolgende Zolltarifermäßigung zwischen den Mit- 
gliedstaaten unter den gleichen Bedingungen wie 
im Ratsbeschluß vom 3. Dezember 1958 auch auf 
dritte Staaten auszudehnen. 

b) Dillon- Verhandlungen 

Die Gemeinschaft hat schon früher ihre grund- 
sätzliche Zustimmung zu den Zolltarifverhandlun- 
gen erklärt, die auf Vorschlag der Regierung der 
Vereinigten Staaten in der multilateralen GATT- 
Konferenz von 1960 bis 1961 stattfinden sollen. 

Sie sollte sich bereit erklären, schon jetzt mit 
ihren Partnern zu beraten, um diesen Verhandlun- 
gen die größtmögliche Tragweite zu geben und sie 
vor allem auf die neuralgischen Punkte des Han- 
dels der Gemeinschaft mit ihren europäischen Part- 
nern zu konzentrieren. 

c) Zusätzliche Zollsenkung 

Die Gemeinschaft sollte schon heute erklären, daß 
sie die Absicht hat, eine weitgehend liberale Politik 
gegenüber der gesamten Welt zu führen. 

Sie sollte daher schon jetzt erklären, daß sie 
unmittelbar nach Abschluß der multilateralen Zoll- 
tarifkonferenz im GATT von 1960 bis 1961 unter 
der Bedingung der Gegenseitigkeit eine bedeutsame 
neue Ermäßigung der Zolltarife vorschlagen wird. 

d) Zolltarifkontingente 

Um den Schwierigkeiten abzuhelfen, die im 
Warenaustausch zwischen der Gemeinschaft und 
ihren Partnern auftreten könnten, sollte sich die 
Gemeinschaft bereit erklären, wie unten näher aus- 
geführt wird, Zolltarifkontingente zu gewähren. 


III. Allgemeine Handelspolitik der Gemeinschaft 
(Entwicklungsländer und Konjunkturpolitik) 

Die Kommission hat in ihrem ersten Miemorandum 
schon die Mitverantwortung der Gemeinschaft für 
die übrige Welt hervorgehoben. 

Sie hat in großen Zügen die mögliche Politik der 
Gemeinschaft gegenüber den Entwicklungsländern 
angedeutet und eine aufeinander abgestimmte Kon- 
junkturpolitik empfohlen. 

Die Mitgliedstaaten haben ihrer positiven Ein- 
stellung zu diesen Gedanken Ausdruck gegeben; 
die Gemeinschaft als solche hat jedoch noch keine 
Stellung dazu bezogen. 

Die Gemeinschaft sollte sich die geschilderte Poli- 
tik zu eigen machen. Sie sollte sich bereit erklären, 
am Entwurf und an der Durchführung eines welt- 
weiten Hilfsprogramms für die Entwicklungsländer 
mitzuwirken. Sie sollte zugleich die erforderlichen 
internen Maßnahmen ergreifen, um den Umfang der 
auf den verschiedenen Gebieten zu leistenden Bei- 
hilfen sowie die dazu nötigen gemeinschaftlichen 
Einrichtungen zu bestimmen. 
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IV. Verfahren 

a) Atlantische Zusammenarbeit 

Die Gemeinschaft sollte den Regierungen der Ver- 
einigten Staaten und Großbritannien vorschlagen, 
regelmäßig Konsultationen jai veranstalten, an 
deren Arbeit andere Länder oder spezialisierte 
internationale Institutionen teilnehmen könnten und 
die unverzüglich ein konsequentes und wirksames 
Hilfsprogramm für die Entwicklungsländer aufzu- 
stellen hätten. 

Dasselbe Verfahren würde für die Erarbeitung 
einer aufeinander abgestimmten Konjunkturpolitik 
verwandt werden. 

1 

b) Europäischer Kontaktausschuß 

Die Gemeinschaft sollte sich bereit erklären, einen i 
Kontaktausschuß zu bilden, der einerseits aus den 
Sprechern der Gemeinschaft und andererseits aus 
den Sprechern der anderen europäischen Staaten 
oder Staatengruppen bestehen würde. 

Dieser Kontaktausschuß hätte folgende Auf- 
gabe: 

1. Er würde die Warenströme zwischen dem Ge- 

1 

meinsamen Markt und seinen Partnern unter- ! 
suchen und diejenigen Sektoren abgrenzen, in ! 
denen die Entwicklung des Handels im einen 
oder anderen Sinne entweder für die Regierun- j 
gen oder für die Unternehmen zu Schwierig- 
keiten führen könnte. 


Bei den erforderlichen Maßnahmen würde sich die 
Gemeinschaft u. a. bereit erklären, ihren euro- 
päischen Partnern unter dem Vorbehalt der Gegen- 
seitigkeit Zolltarifkontingente in einer Form und zu 
Bedingungen zu gewähren, wie dies mit den GATT- 
Vorschriften vereinbar wäre. 


V. Innere Stärkung der Gemeinschaft 

Wie die Kommission schon in ihrem ersten 
Memorandum zum Ausdruck gebracht hat, ist die 
Stärkung der Gemeinschaft für sie nicht nur ein 
internes Ziel, sondern die eigentliche Vorausset- 
zung dafür, daß sie gegenüber der Außenwelt eine 
liberale Politik verfolgen kann. 

Die Gemeinschaft sollte daher erklären, daß ihre 
Maßnahmen zur Beschleunigung ihrer eigenen 
Integration, zur Verkürzung der im Vertrag vorge- 
sehenen Etappen, zur Beschleunigung der Aus- 
arbeitung einer gemeinsamen Handelspolitik sowie 
zur Stärkung ihrer währungsmäßigen Solidarität in 
diesem Sinne geschehen und eben dieses Ziel ver- 
folgen. 

Sie sollte sich bereit erklären, die Vorschläge für 
eine engere Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Konjunkturpolitik weiterzuverfolgen, die im Memo- 
randum von Professor Müller-Armack ihre Grund- 
lage haben. 


2. Er würde konkrete Lösungen zur Behebung der i Sie sollte gleichzeitig erklären, daß sie die er- 
festgestellten Schwierigkeiten vorschlagen und ' kennbaren Bestrebungen um eine Stärkung der po- 
sich um den Abschluß von Abkommen zwischen litischen Zusammenarbeit innerhalb der Gemein- 
den beteiligten Parteien bemühen. schaft begrüßt. 
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Anlage 2 


EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMElhlSCHAFT 
DER RAT 


Brüssel, den 7. Dezember 1959 
429/59 (final) 


Beschlüsse des Rates auf seiner 25. Tagung 
am 23. und 24. November 1959 in Straßburg 
auf dem Gebiet der Außenbeziehungen der 
Gemeinschaft 


I 

Kontingentsmaßnahmen auf dem 
Industriesektor 

j 

1. Die Gemeinschaft ist mit Rücksicht auf die in | 
den internationalen Wirtschaftsbeziehungen i 
eiingetretenen Veränderungen entschlossen, die 
schrittweise Beseitigung der mengenmäßigen 
Beschränkungen gegenüber dritten Ländern 
fortzuführen. 

j 

2. Innerhalb der Gemeinschaft erfolgt die Auf- i 
Stockung der Kontingente nach Maßgabe des 
Artikels 33 des Rom-Vertrags. 

3. Im Sinne des Absates (1) und als erste un- I 
mittelbare Maßnahme erklären sich die Länder 
der Gemeinschaft bereit, am 1. Januar 1960 den 
dritten Ländern die gleichen Vorteile einzu- 
räumen, die sie sich zu diesem Termin unter- 
einander gewähren. 

Die betreffenden Regierungen halten sich 
über ihre Entscheidungen durch die Kommis- 
sion der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
auf dem laufenden. . 1 

4. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft er- : 
wartet, daß die dem GATT und dem IWF an- . 
gehörenden OEEC-Länder entsprechende Maß- ^ 
nahmen treffen, und schlägt den OEEC-Län- 
dern, die nicht Mitglieder dieser Organisation 
sind, vor, Maßnahmen dieser Art zu ergreifen. 

5. In Zusammenhang mit dieser zusätzlichen An- ! 
strengung werden die Länder der EWG gegen- j 
über den nachstehend bezeichneten Ländern | 
eine möglichst weitgehende Globalisierung der 
Kontingente vornehmen. Es ist ihr Wunsch, daß 
die übrigen Länder der OEEC ähnliche Maß- 
nahmen treffen. 

6. Die §§ 3 und 5 finden auf alle Mitgliedstaaten ^ 
des GATT und auf die Staaten Anwendung, j 
auf die die Meistbegünstigungsklausel Anwen- 
dung findet, vorausgesetzt, daß dem in beson- 
ders gelagerten Fällen keine ernstlichen wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten entgegenstehen. 


II 

Zölle 

7. Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft können 
bei Industrieerzeugnissen die Zollsenkungen, 
die sie einander ab 1. Juli 1960 zugestehen, 
auf die Mitgliedstaaten des GATT und die 
übrigen Länder, denen die Meistbegünstigungs- 
klausel zugute kommt, insoweit ausdehnen, als 
dadurch Zölle betroffen werden, die über dem 
gemeinsamen Außentarif liegen; diese können 
dabei aber nicht unter diesen gemeinsamen 
Außentarif gesenkt werden i). 

Diese Zollsenkungen sind vorläufiger Art 
und gelten auf unbestimmte Zeit. 

Bei diesen Zollsenkungen machen die Mit- 
gliedstaaten die Gewährung der Gegenseitig- 
keit durch die dritten Länder nicht zur Bedin- 
gung, sie würden aber eine solche Geste sei- 
tens dieser Länder begrüßen. 

8. Die Gemeinschaft hat sich bereits zu einem 
früheren Zeitpunkt grundsätzlich mit dem Vor- 
schlag der Vereinigten Staaten einverstanden 
erklärt, Zollverhandlungen auf der 1960/61 im 
Rahmen des GATT stattfindenden multilate- 
ralen Konferenz durchzuführen. Sie bekräftigt 
erneut ihren Willen, aktiv an diesen Verhand- 
lungen mitzuwirken, um ihnen eine möglichst 
weitgreifende Wirkung zu verleihen. Zu die- 
sem Zweck ist sie schon jetzt bereit, ihre Part- 
ner nach den unten aufgezeigten Verfahren zu 
konsultieren. 

9. Die Gemeinschaft bekundet bereits jetzt ihre 
Absicht gegenüber den Mitgliedstaaten des 
GATT sowie gegenüber den Ländern, auf 
welche die Meistbegünstigungsklausel an- 
gewandt wird, eine weitgehend liberale Politik 
zu verfolgen. 


9 Für Waren, deren Zollsätze im gemeinsamen Außen- 
tarif noch nicht festgelegt sind, sowie für Waren der 
Liste G setzt jeder Mitgliedstaat in Durchführung der 
vorstehenden Bestimmungen die Senkung fest, die er 
nach vorheriger Unterrichtung der Kommission ge- 
gebenenfalls durchführen wird. 


6 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlpemode 


Drucksache 1583 


Sie erklärt daher schon jetzt, daß sie bei Ab- 
schluß der Arbeiten der multilateralen Zollkon- 
ferenz, die 1960/61 im Rahmen des GATT statt- 
finden soll, eine weitere erhebliche Senkung 
des gemeinsamen Außentarifs vorschlagen 
wird, die allerdings an die Bedingung der Ge- 
genseitigkeit geknüpft ist. 


III 

Europäischer Kontaktausschuß 

10. Die Gemeinschaft erklärt sich bereit, mit den 
anderen europäischen Staaten oder Staaten- 
gruppen einen Kontaktausschuß zu bilden. 

11. Der Kontaktausschuß wird die Aufgabe haben, 

a) die Handelsströme zwischen dem Gemein- 
samen Markt und seinen Partnern zu unter- 
suchen und die Sektoren zu ermitteln, in 
denen infolge der Entwicklung des Handels 
Schwierigkeiten auftreten; 

b) konkrete Lösungen für die Behebung der 
Schwierigkeiten vorzuschlagen und Abkom- i 
men zwischen den betreffenden Parteien 
anzuregen; 

c) die Durchführung der obengenannten kurz- 

fristigen Maßnahmen auf dem Gebiet der | 
Zölle zu überwachen; | 

d) die für die Durchführung des vorgenannten j 
Auftrags erforderlichen Untersuchungen auf 
dem Tarifsektor vorzunehmen; 

e) Vorbesprechungen zwischen den beteiligten ' 

Ländern herbeizuführen, damit die zur Zeit : 
auf multilateraler Ebene vorbereiteten Zoll- 
verhandlungen sich möglichst weitgehend 
auswirken und insbesondere die neural- 
gischen Punkte in den Handelsbeziehungen ; 
zwischen der Gemeinschaft und ihren euro- 
päischen Partnern berücksichtigen. ! 

12. Im Kontaktausschuß wird die Gemeinschaft als 
Einheit auftreten ^). 


0 Der Tagungsort des Kontaktausschusses sowie die 
Einzelheiten für seine Tätigkeit werden zu einem , 
späteren Zeitpunkt im Einvernehmen zwischen der | 
Gemeinschaft und den übrigen teilnehmenden Ländern | 
bestimmt. ' 


IV 

Landwirtschaft 

13. Die Mitgliedstaaten der EWG können hier 
unter den gleichen Bedingungen Zollsenkungen 
vornehmen wie bei den Industrieerzeugnissen, 
zumindest bei den nichtliberalisierten Erzeug- 
nissen. 

14. In die Erörterung des Kontaktausschusses 
könnten auch die Agrarerzeugnisse einbezo- 
gen werden, soweit sich daraus kein Hindernis 
für die Entwicklung der Agrarpolitik der Ge- 
meinschaft ergibt^). 

V 

Entwicklungsländer und Konjunkturpolitik 

15. a) Um die Kohärenz und die Wirksamkeit der 

Hilfsmaßnahmen für die Entwicklungsländer 
im Rahmen eines internationalen Pro- 
gramms zu gewährleisten, ist die Gemein- 
schaft bereit, an regelmäßigen Konsulta- 
tionen mit den Regierungen der Vereinigten 
Staaten, Kanadas, Großbritanniens und aller 
übrigen europäischen Länder teilzunehmen, 
die den Wunsch haben, sich an dieser Poli- 
tik aktiv zu beteiligen; zu diesen Konsul- 
tationen können auch andere Länder oder 
internationale Fachorganisationen hinzuge- 
zogen werden, 

b) Die Gemeinschaft ist ferner bereit, an regel- 
mäßigen Konsultationen mit den genannten 
Ländern teilzunehmen, um eine abgestimmte 
Konjunkturpolitik auszuarbeiten. 

VI 

Festigung des inneren Aufbaus der Gemeinschaft 

16. Die Gemeinschaft kann nach außen hin eine 
um so liberalere Politik verfolgen, je rascher 
sich ihr innerer Aufbau festigt. Dies ist bei 
einer Beurteilung der Maßnahmen in Betracht 
zu ziehen, die sie treffen könnte, um ihre Inte- 
gration, die Gestaltung der gemeinsamen 
Handelspolitik, die Stärkung ihrer Währungs- 
solidarität sowie der gemeinsamen Konjunk- 
turpolitik zu beschleunigen. 


2) Die Frage, ob und inwieweit Absatz (9) auf die Land- 
wirtschaft Anwendung finden wird, kann erst später 
geklärt werden. 
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Anlage 3 


Entschließung der Vertreter der Regierungen 
Österreichs, Dänemarks, Norwegens, Portugals, 
des Vereinigten Königreichs, Schwedens und 
der Schweiz vom 20. November 1959 


Seit mehr als zehn Jahren arbeiten die sieben Län- ' 
der, die nunmehr die Europäische Freihandels- 
assoziation errichten, im Rahmen der Organisation 
für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(OEEC) sowohl mit den sechs Ländern, die Mitglie- 
der der Europäischen Wirtschaf tsgemednschaft sind, ; 
als auch mit Griechenland, Irland, Island, der Tür- 
kei und seit kurzem auch Spanien, mit größtem 
Erfolg zusammen. 

Die bemerkenswerte Entwicklung der europäischen 
Wirtschaft seit dem Ende des .Krieges ist in weit- 
gehendem Maße der Arbeit der OEEC zuzuschrei- 
ben. Ihre Leistungen haben sich weit über den Rah- ^ 
men Europas hinaus günstig ausgewirkt. Mit der ; 
Inangriffnahme der Währungskonvertibilität hat die 
OEEC die Voraussetzungen geschaffen, die es ihren 
Mitgliedern gestatten, die Handelsbeschränkungen 
auch gegenüber dritten Ländern schrittweise abzu- 
bauen. Durch die Förderung eines freieren Handels 
in Europa kommt somit der OEEC eine bedeutende i 
Rolle in der weltweiten Liberalisierung des Han- 
dels zu. 

Das Bestehen zweier Gruppen, der Europäischen ' 
Freihandelsassoziation und der Europäischen Wirt- ! 
Schaftsgemeinschaft, die zwar von verschiedenen, ; 
aber untereinander nicht unvereinbaren Grundsät- 
zen geleitet sind, trägt das Risiko in sich, daß der 
weitere Fortschritt auf diesem Wege behindert wird, 
sollte es nicht gelingen, diese Gefahr durch ein 
Übereinkommen, dem sich alle an einer euro- 
päischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit interes- 
sierten Länder anschließen können, abzuwenden. 

Ein derartiges, auf dem Grundsatz der Gegenseitig- 
keit beruhendes Übereinkommen dürfte Maßnah- ^ 
men in keiner Weise beeinträchtigen, die durch die ! 


Europäische Freihandelsassoziation und die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft ergriffen werden. 
Darüber hinaus sollte es den Mitgliedstaaten jeder 
der beiden Organisationen ermöglichen, die zwi- 
schen ihnen bestehenden Handelshinderxiisse ge- 
meinsam zu beseitigen und ganz allgemein Lösun- 
gen für ihre gemeinsamen Probleme zu suchen. 
Darunter fällt das Problem der Hilfe für die weni- 
ger entwickelten Länder Europas und anderer Kon- 
tinente, die eine der vordringlichsten Aufgaben der 
entwickelteren Länder darstellt. 

Gemeinsame Maßnahmen auf diesen Gebieten wür- 
den die bereits bestehenden Bande zwischen den 
europäischen Ländern sowie die aus ihrer Schick- 
salsgemeinschaft entspringende Solidarität stärken, 
selbst wenn ihre Ansichten über den Weg, auf wel- 
chem die europäische Integration verwirklicht wer- 
den soll, nicht immer die gleichen sind. 

Aus diesen Gründen bekunden die sieben Regie- 
rungen, die das Übereinkommen zur Errichtung der 
Europäischen Freihandelsassoziation unterzeichnen 
werden, ihre Entschlossenheit, alles in ihrer Macht 
Stehende zu tun, um eine weitere Teilung Europas 
zu vermeiden. Sie betrachten ihre Assoziation als 
einen Schritt zu einer Einigung zwischen allen Mit- 
gliedstaaten der OEEC. 

Zu diesem Zwecke sind die sieben Regierungen ge- 
willt, Verhandlungen mit den sechs Mitgliedern der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft aufzuneh- 
men, sobald diese hierzu bereit sind. In der Zwi- 
schenzeit sollte über die Grundlage, auf welcher 
derartige Verhandlungen mit Aussicht auf Erfolg 
eröffnet werden könnten, ein Meinungsaustausch 
auf diplomatischem Wege oder auf andere Weise 
gepflogen werden. 
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Empfehlung 210 

der Beratenden Versammlung des Europarates 
vom 17. September 1959 


(1) Die Versammlung, 

(2) Stellt fest, daß die Entwicklung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft seit dem 1. Ja- 
nuar — dem Zeitpunkt der ersten Maßnahmen 
zur Abschaffung der Beschränkungen des Han- 
dels zwischen den Mitgliedern der EWG — 
eine befriedigende ist; 

(3) Ist erfreut über die Stellungnahme der Verant- 
wortlichen der Gemeinschaft in bezug auf die 
Notwendigkeit, sich jetzt mehr nach außen zu 
wenden und sich nach einer stärkeren Libera- 
lisierung des Handels mit den Nichtmitglieds- 
ländern, insbesondere mit den anderen Län- 
dern der OEEC zu orientieren; 

(4) Nimmt Kenntnis vom Vorprojekt zur Einrich- 
tung einer Europäischen Freihandelsvereini- 
gung, wie es in Stockholm angenommen wurde; 

(5) Vermerkt mit Befriedigung die von den für 
dieses Projekt verantwortlichen Ministern aus- 
gedrückte Absicht, die baldige Eröffnung von 
Verhandlungen mit der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft, aber auch mit den ande- 
ren Ländern der OEEC, die sich vor besonde- 
ren Problemen sehen, und die besondere Lö- 
sungen verlangen, zu erleichtern; 

(6) Ist der Auffassung, daß die zur schrittweisen 
Abschaffung der Hindernisse für den Aus- 
tausch innerhalb der Europäischen Freihan- 
delszone vorgeschlagenen Maßnahmen dazu 
beitragen können, eine multilaterale Assozia- 
tion, die sämtliche Länder der OEEC umfassen 
würde, zu verwirklichen, vorausgesetzt, daß | 
man die Koordinierung der äußeren Handels- 
politik und der allgemeinen Wirtschafts- und 
Sozialpolitik in Erwägung zieht; 

(7) Hält dafür, daß die Schaffung eines zweiten 

vereinheitlichten Handelsystems die Multila- ' 
teralisierung der Liberalisierungsmaßnahmen j 
im Interesse aller OEEC-Länder noch dring- j 
lieber macht, da sonst eine Spaltung in Europa 
verewigt würde; | 

(8) Richtet die Aufmerksamkeit der Regierungen 
auf die besonders schwerwiegenden Probleme, | 
die sich sowohl auf kurze als auch auf lange | 
Sicht für diejenigen Länder der OEEC erge- 
ben würden, die keiner der beiden Gruppen i 
angehören, aber auch auf die moralische Ver- • 
antwortung jener Mitgliedsländer, die eine 
fortgeschrittene Wirtschaft besitzen, gegenüber 
jenen, deren Wirtschaft noch in Entwicklung 
begriffen ist; 


(9) Begrüßt in diesem Zusammenhang die Auf- 
nahme von Verhandlungen zwischen Griechen- 
land und der Türkei einerseits und der EWG 
andererseits; 

(10) Empfiehlt den Mitgliedsregierungen: 

(i) spätestens bis zum 31. März 1960 eine 
Intention, serklärung zu unterzeichnen, wie 
es die Versammlung seinerzeit empfoh- 
len hatte, und welche 

a) die allgemeinen Grundsätze eines As- 
soziierungsabkommens festlegen wür- 
de; 

b) den Umfang der differentiellen Be- 
handlung des Handels in der Zeit zwi- 
schen der Unterzeichnung dieser Er- 
klärung und dem Inkrafttreten eines 
Assoziierungsabkommens (es scheint, 
daß ein solches bis zum 1. Januar 1962 
zustande kommen könnte) umschrei- 
ben müßte; 

c) ebenfalls die Koordinierung berück- 
sichtigen müßte, die zwischen der 
Außenhandelspolitik und der allge- 
meinen Politik im Wirtschafts- und 
Sozialbereich erfolgen muß, damit die 
Assoziation in befriedigender Weise 
funktionieren kann; 

eine solche Erklärung müßte so schnell 
als möglich nach Unterzeichnung den na- 
tionalen Parlamenten unterbreitet wer- 
den; 

(ii) für die Festlegung der allgemeinen Richt- 
linien zum Assoziationsabkommen wäre 
es angebracht, alle Vorschläge des Son- 
derausschusses der EWG und des beson- 
deren Ausschusses der Hohen Regie- 
rungsbeamten, die gegenwärtig die Kon- 
vention zur Schaffung einer Europäischen 
Freihandelsvereinigung ausarbeiten, zu 
berücksichtigen; 

(iii) die beiden Ausschüsse müßten daher von 
ihren Regierungen, denen gegenüber sie 
verantwortlich sind, beauftragt werden, 
neue Vorschläge zu gegebener Zeit vor- 
zulegen, damit ein Abkommen über den 
Inhalt dieser Intentionserklärung in kür- 
zester Zeit getroffen werden kann; 

(iv) parallel zu den laufenden Verhandlungen 
zwisiien Griechenland und Türkei einer- 
seits und der EWG andererseits betref- 
fend die Form, die eine Assoziation zwi- 
schen diesen Gliedern haben könnte, müß- 


9 



Drucksache 1583 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlpeiiiode 


ten die Mitgliedstaaten der OEEC solche 
Losungsformeln prüfen, die geignet wä- 
ren, jene kurzfristigen Probleme zu lösen, 
die sich in bezug auf ihren Außenhandel 
für solche Länder ergeben, die weder der 
EWG noch der Kleinen Freihandelszone 
angehören; 

(v) die neuen Verhandlungen mit dem Ziel 
einer Intentionserklärung und des Ab- 
schlusses des eigentlichen Assoziations- 
abkommens sowie die Verhandlungen 


zwischen den Mitgliedsregierungen der 
OEEC, auf die im obigen Paragraph (iv) 
hingewiesen wurde, müßten grundsätzlich 
im Rahmen der OEEC geführt werden; 

(vi) die OEEC müßte ihre Arbeiten zu einer 
multilateralen Assoziation wiederaufneh- 
men und prüfen, welche neuen Anglei- 
chungen im organisatorischen Bereich sich 
als notwendig erweisen könnten, um 
diese Aufgabe auf die wirksamste Weise 
zu erfüllen. 
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Beschluß (59)31 des Ministerausschusses des 
Europarates vom 14. Dezember 1959 zur Emp- 
fehlung 210 der Beratenden Versammlung des 
Europarates 


Der Ministerausschuß, 

I. 

— nach Prüfung der Empfehlung 210 der Beratenden 
Versammlung (siehe „Mitteilungen", Oktober 1959, 
S. 7f.), 

— erinnert an seine Entschließung Nr. (58) 25; 

— nimmt die befriedigende Entwicklung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft seit der Anwen- 
dung der ersten Maßnahmen zur Ausschaltung der 
Handelsbeschränkungen zwischen seinen Mitglie- 
dern zur Kenntnis; 

— ist erfreut über die von den Verantwortlichen 
der Gemeinschaft ausgedrückte Meinung über 
die Notwendigkeit, für diese Gemeinschaft sich 
mehr nach außen zu wenden und sich nach einer 
Liberalisierung gegenüber den Nicht-Mitgliedslän- 
dern zu orientieren, insbesondere gegenüber den 
anderen Ländern der OEEC; 

— nimmt mit Befriedigung die von den Ministern 
der sieben Mitgliedsregierungen zur Konvention 
über die Errichtung einer europäischen Freihandels- 
assoziation angenommene Entschließung zur Kennt-, 
nis; 

— erkennt die Notwendigkeit an und proklamiert 
zugleich die Entschlossenheit, die Lage der wirt- 
schaftlich schwächer entwickelten Länder zu berück- 


sichtigen und die notwendigem Maßnahmen zu prü- 
fen, um ihre Weiterentwicklung zu gewährleisten. 


11 . 

— unter Berücksichtigung dessen, daß es wün- 
schenswert wäre, zu einem Abkommen zu gelangen, 
das alle Mitgliedsländer der OEEC in Zusammen- 
arbeit mit den Vereinigten Staaten und Kanada um- 
fassen würde; und zwar in Übereinstimmung mit 
den Regeln und Grundsätzen des GATT; 

— beschließt, daß alle Maßnahmen, die zu diesem 
Zweck geeignet wären, so schnell als möglich unter 
voller Respektierung der bestehenden Verträge er- 
griffen werden; 

IIL 

— erkennt weiterhin die Notwendigkeit an und 
proklamiert zugleich seine Entschlossenheit, als eine 
wirksame Hilfe für die Beschleunigung der Entwick- 
lung der europäischen Entwicklungsländer und -re- 
gionen die internationalen Maßnahmen zu koordi- 
nieren; 

— beschließt weiterhin, mit allen ihm zur Verfü- 
gung stehenden Mitteln, die positiven Elemente 
einer zukünftigen gemeinsamen europäischen Ak- 
tion zugunsten der Entwicklungsländer zu suchen. 
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Kommunique der vier Staats- und Regierungs- 
chefs vom 20. Dezember 1959 über wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit 


Die Staats- und Regierungschefs haben die wich- 
tigsten Änderungen erörtert, die in der internatio- 
nalen Wirtschaftslage eingetreten sind. Unter Wür- 
digung des großen wirtschaftlichen Fortschritts, den 
Westeuropa erzielt hat, waren sie übereinstimmend 
der Auffassung, daß heute praktisch der gesamte 
industrialisierte Teil der freien Welt in der Lage ist, 
seine Energie in erhöhtem Ausmaß neuen und wich- 
tigen Aufgaben kooperativer Bemühungen zu wid- 
men mit dem Ziel, 

a) die Entwicklung weniger entwickelter Länder zu 
fördern, 

und 

b) eine Handelspolitik zu verfolgen, die auf den 
vernünftigen Gebrauch der wirtschaftlichen Hilfs- 
quellen und die Aufrechterhaltung harmonischer 
internationaler Beziehungen abgestellt ist und 
dadurch zum weiteren Anwachsen und zur Sta- 
bilität der Weltwirtschaft und zu einer allge- 
meinen Verbesserung des Lebensstandards bei- 
trägt. 

Nach ihrer Auffassung sollten diese Grundsätze der 
Zusammenarbeit auch maßgebend für die Gespräche 


über Wirtschaftsprobleme sein, die sich aus der 
Existenz europäischer regionaler Wirtschaftsorgani- 
sationen ergeben, die im Rahmen des GATT ge- 
schaffen wurden oder werden, wie die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft und die Europäische Frei- 
handelsassoziation (sogenannte Kleine Freihandels- 
zone). Ihre Beziehungen mit anderen Ländern und 
untereinander sollten in diesem Geist erörtert wer- 
den. 

In der Erkenntnis, daß die Förderung dieser Grund- 
sätze eingehender Prüfung bedarf, sind die Staats- 
und Regierungschefs übereingekommen, eine infor- 
melle Zusammenkunft einzuberufen, die in abseh- 
barer Zeit in Paris stattfinden soll. 

I Sie regen an, daß die Mitglieder und Teilnehmer 

I des Exekutivausschusses der OEEC und die Regie- 
rungen, deren Staatsangehörige Mitglieder des 
Handelsdirektoriums der OEEC sind, auf dieser Zu- 
sammenkunft vertreten sein sollten. 

Es wird vorgeschlagen, daß es eine Aufgabe einer 
solchen Gruppe sein sollte, die Notwendigkeit fort- 
gesetzter Konsultationen zur Behandlung der vor- 
stehend genannten Fragen und geeignete Methoden 
hierfür zu prüfen. 
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Entschließung der Regierungskonferenzen vom 
12. bis 14. Januar 1960 über die Untersuchung 
zur Reorganisation der OEEC 


Vertreter der Regierungen Belgiens, Kanadas, 
Frankreichs, Dänemarks, der Bundesrepublik 
Deutschland, Griechenlands, Italiens, der Nieder- 
lande, der Schweiz, Schwedens, Portugals, des Ver- ^ 
einigten Königreichs und der USA sowie der Ver- 
treter der Kommission der EWG 

I 

a) unter voller Anerkennung der Zusammenarbeit, 
die in der OEEC durchgeführt wurde, 

b) in dem Wunsche, die weitere Zusammenarbeit i 
auf den Gebieten, auf denen keine Änderung 
notwendig ist, zu gewährleisten, 

c) entschlossen, eine Wirtschaftspolitik zu verfol- 
gen, die zur Stabilität und zum Wachstum der 
Weltwirtschaft beiträgt, unter Einschluß einer 
Handelspolitik, die auf den vernünftigen Einsatz 
der wirtschaftlichen Hilfsmittel sowie die Auf- 
rechterhaltung harmonischer internationaler Be- 
ziehungen gerichtet ist, 

d) in dem Bewußtsein der Notwendigkeit, zur För- 
derung der Entwicklung der weniger entwickel- 
ten Länder größere Anstrengungen zu machen, 

e) in Anerkennung der Bedeutung einer weiteren 
Zusammenarbeit zur Erreichung dieser Ziele, 

f) in der Erkenntnis der Zweckmäßigkeit von Rege- 

lungen, die eine volle Teilnahme nicht nur der 
jetzigen 18 Mitglieder der OEEC, sondern auch ' 
der beiden assoziierten Mitglieder, d. h, der ! 
USA und Kanadas, ermöglichen würden, | 

g) in dem Wunsche, zu prüfen, welche Organisator!- : 
sehen Verbesserungen diesen Zielen am ehesten 
gerecht werden, 

h) in Anerkennung der Tatsache, daß die Regierun- 
gen aller Mitgliedsländer sowie aller assoziier- , 
ten Mitglieder der OEEC an dieser Angelegen- 
heit gleichermaßen interessiert sind. 


schlagen vor, 

1. eine Versammlung hoher Beamter der 20 Re- 
gierungen, die Mitglieder bzw, assoziierte Mit- 
glieder der OEEC sind, am 19. April 1960 in 
Paris einzuberufen — auch die Europäischen Ge- 
meinschaften wären hierzu einzuladen ■ — , um 
geeignete Regelungen zur Erreichung der oben 
dargelegten Ziele zu prüfen; 

2. zur Erleichterung der Arbeit dieser Versamm- 
lung eine Vierergruppe, bestehend aus 

und zu benennen, die einen 

Bericht auszuarbeiten hätte, in dem 

a) die wirksamsten Methoden zur Erreichung 
obiger Ziele untersucht und im Hinblick hier- 
auf geeignete Empfehlungen ausgesprochen 
werden, 

b) ein Entwurf eines Abkommens vorgelegt 
würde, sofern die Prüfung dieser Frage die 
Zweckmäßigkeit erkennen läßt, eine entspre- 
chend verbesserte Organisation für die wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zustandezubrin- 
gen, 

c) die Funktionen zu bestimmen sind, die gegen- 
wärtig von der OEEC wahrgenommen wer- 
den und die weiterhin Gegenstand der inter- 
nationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
im Rahmen der diesbezüglich vorgeschlage- 
nen organisatorischen Regelungen sein soll- 
ten; 

3. daß die vorerwähnte Gruppe sich mit allen 20 
Regierungen und den Europäischen Gemein- 
schaften und entsprechenden internationalen Or- 
ganisationen während der Ausarbeitung ihres 
Berichtes berät, ohne jedoch eine Regierung be- 
züglich des Inhalts des Berichts, der von den 
Mitgliedern dieser Gruppe in ihrer persönlichen 
Eigenschaft vorzulegen wäre und auf der unter 
1. oben vorgesehenen Versammlung Gegenstand 
der Diskussion und Verhandlung sein würde, 
festzulegen. 
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Entschließung über Entwicklungshilfe 


Das „Special Economic Committee" 

ist unterrichtet über den Wunsch der Regierungen 
Belgiens, Kanadas, Frankreichs, der Bundesrepublik 
Deutschland, Italiens, Portugals, des Vereinigten 
Königreichs und der Vereinigten Staaten sowie der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, die zusätz- 
lich zu ihrem Beitrag zu internationalen Organisa- 
tionen bedeutende Beträge an langfristigem Kapital 
für unterentwickelte Länder zur Verfügung stellen 
oder dazu in der Lage sind, untereinander die Frage 
der technischen Erleichterung eines derartigen Ka- 
pitalflusses unter Berücksichtigung anderer Wege 
der Entwicklungshilfe zu diskutieren, 

und stellt fest: 

daß diese acht Regierungen und die Kommission 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft beabsich- 
tigen, zusammenzutreten, um über die verschiede- 
nen Aspekte der Zusammenarbeit bei ihren Bemü- 
hungen zu beraten und weitere kapitalexportie- 
rende Länder zur Teilnahme an ihren Arbeiten ein- 
zuladen oder mit diesen von Zeit zu Zeit, sofern es 
wünschenswert erscheint, zu tagen, ferner sich mit 
multilateralen Organisationen wie die Internatio- 
nale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung und 
die Europäische Investitionsbank zu beraten. 
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Entschließung über gewisse Handelsfragen 


Das „Special Economic Committee“, 

In der Erkenntnis, daß es handelspolitische Fra- 
gen gibt, die für die 20 der OEEC angehörenden 
oder assoziierten Regierungen von besonderem 
Interesse sind; 

Unter Kenntnisnahme von dem Bestehen der 
EWG und des Abkommens über eine Europäische 
Freihandelsassoziation (EFTA); 

Unter Berücksichtigung der Beziehungen zwi- 
schen den Bestimmungen dieser Abkommen und der 
allgemeinen internationalen Flandelspolitik; 

In der Erwägung, daß die Beziehungen zwischen 
der EWG und der EFTA unter gebührender Berück- 
sichtigung der Handelsinteressen dritter Länder so- 
wie der Grundsätze und Verpflichtungen des GATT 
vordringlich geprüft werden müssen, 

Beschließt, den 20 Regierungen vorzuschlagen, 
daß sie selbst zusammen mit der EWG einen Aus- 
schuß bilden, der ermächtigt wird, 

1. eine oder mehrere informelle Arbeitsgruppen 
zur Prüfung dieser Fragen zu bilden, ohne daß in 
den Zuständigkeitsbereich der bestehenden inter- 
nationalen Organisationen, wie z. B. des GATT oder 
der OEEC, übergegriffen wird; diese Gruppen sollen 
dem Ausschuß verantwortlich sein; 

2. an den Geschäftsführenden Sekretär des GATT 
eine Einladung zur Teilnahme an diesen Bespre- 
chungen zu übermitteln. 
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